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am Tisch. Entsprechend deftige Kost for-
mulierten die Bayern in ihren „zwölf
Kernthesen“. Darin wettert die CSU ge-
gen den Anbau von Genpflanzen und
den „offensichtlichen Missbrauch“ der So-
zialsysteme. „Alles, was die Menschen
vor Ort angeht – vom Nahverkehr bis
zum Trinkwasser –, soll vor europäischen
Eingriffen geschützt werden.“ Die Tirade
auf Papier gipfelt in der Forderung: „Wir
wollen, dass in den EU-Institutionen
mehr Deutsch gesprochen wird.“

Die Strategen im Konrad-Adenauer-
Haus sehen mit Sorge, wie sich die CSU
zur Dagegen-Partei entwickelt, wenn es
um Europa geht. Für die Kanzlerin ist die
Europawahl eine erste messbare Bilanz
ihres Starts in der Großen Koalition. Ent-
sprechend engagiert ist sie im Wahlkampf.

McAllister wird sie als Vorredner be-
gleiten, beim Aschermittwoch in Fellbach
konnte er schon mal üben. Die baden-
württembergische CDU hatte McAllister
als Ehrengast aufgeboten. Der Nieder-
sachse begrüßte die Leute mit einem
Trinkspruch auf Englisch, „great, magni-
ficent, marvellous, fantastic“ sei die CDU.
Am Ende gab es begeisterten Applaus.
McAllister kann Wahlkampf, nur: Als gro-
ßer Europäer ist er bislang nicht auf -
gefallen. Immer wieder betont er also,
dass Europa eine „Herzensangelegenheit“
für ihn sei. Sein Vater war Schotte und
als britischer Militärbeamter in Deutsch-
land stationiert. 

Gauweiler dagegen kann in seiner Wut
auf Brüssel niemand Authentizität abspre-
chen. Er war immer gegen diese EU. Sei-
ne Klagen vor dem Bundesverfassungs-
gericht sind ein Stück deutscher Rechts-
geschichte. Mit der Kritik an Ölkännchen
ist es für Gauweiler nicht getan, sein Un-
behagen an Europa wurzelt Jahrhunderte
tiefer. Für einen bayerischen Separatisten
wie ihn ist die EU genauso ein Fehler zu
Lasten Bayerns wie die Gründung des
Deutschen Reichs 1871. 

Eine gemeinsame Botschaft der Union
lässt sich so schwer finden. McAllister
setzt darauf, dass die Krim-Krise dafür
sorgt, dass am Ende doch die hehre euro -
päische Idee und nicht die bayerische
 Kritik daran den Europawahlkampf be-
stimmt. „Denen, die Europa permanent
verächtlich machen, rufen wir zu: Wir
können dankbar sein, in einem gemein-
samen europäischen Haus zu leben“, sagt
er in Dresden. Er nennt den Namen Gau-
weiler nicht, aber er könnte ihn meinen.

Derzeit basteln die Generalsekretäre
an einem gemeinsamen Wahlaufruf, mit
dem sie die Differenzen übertünchen wol-
len. Doch mit den über 3000 Zeilen
Europa-Prosa, die die CDU in ihr Wahl-
programm geschrieben hat, können sie
in München wenig anfangen. „Nasse
Streichhölzer“, winkt Gauweiler ab. Da-
mit kann man kein Feuer entfachen.

MELANIE AMANN, PETER MÜLLER 
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„Ich werde hart bleiben“
EU-Justizkommissarin Viviane Reding, 62, 

über NSA-Spionage und die deutsche Blockade 
ihrer Datenschutzreform. 

SPIEGEL: US-Präsident Barack Obama hat
vergangene Woche Brüssel besucht. Sind
Sie zufrieden? 
Reding: Er sollte nicht nur schöne Reden
halten, sondern Nägel mit Köpfen ma-
chen. Obama hat in seiner Rede zum
NSA-Skandal versprochen, dass europäi-
sche Bürger, die nicht in den USA leben,
nicht gegenüber amerikanischen Bürgern
diskriminiert werden. Wir wollen jetzt
entsprechende Gesetzesänderungen in
den USA sehen.
SPIEGEL: Sie verhandeln seit zwei Jahren
mit Washington über ein Abkommen
zum Datenaustausch in der polizeilichen
und justitiellen Zusammenarbeit. Woran
hakt es?
Reding: Wir haben 99,9 Prozent der Pro-
bleme gelöst, offen ist nur unsere Forde-
rung, dass ein Europäer in Amerika, der
nicht dort wohnt, dessen Daten aber sehr
wohl in den USA verarbeitet werden, Zu-
gang zu Rechtsmitteln hat, um sich zu
wehren. Ein Amerikaner kann sich nach
heutiger Rechtslage in der EU juristisch
wehren, ein Europäer ist in den USA in
derselben Situation der Polizei ausgelie-
fert. Ich fordere Gleichbehandlung, da
werde ich hart bleiben. Europa ist doch
keine Kolonie.
SPIEGEL: Auch die „Safe-Harbour“-Verein-
barung, in der geregelt wird, wie Firmen
zwischen Europa und den USA unterein -
ander Daten austauschen dürfen, steht in
der Kritik.
Reding: Ich habe mir „Safe Harbour“ an-
gesehen und musste feststellen, das ist
überhaupt kein „sicherer Hafen“. US-Be-
hörden wie die NSA greifen vertragswid-
rig in großem Stil auf die Daten zu. Ich
habe den Amerikanern daraufhin einen

Katalog mit 13 Forderungen vorgelegt, die
sie bis zum Sommer erfüllen sollen. 
SPIEGEL: Wie wollen Sie verhindern, dass
Google, Facebook und Co. private Daten
missbrauchen?
Reding: Derzeit profitieren Unternehmen
von dem Flickenteppich beim europäi-
schen Datenschutz. Die von mir vorgeleg-
te Verordnung wird dazu führen, dass das
Recht überall ohne Abstriche einheitlich
durchgesetzt werden muss. Die Daten-
schutzbehörden werden mehr Biss bekom-
men. Selbst eine starke Behörde wie die
französische hat Google ein Bußgeld in
Höhe von 150000 Euro auferlegt, da lacht
sich das Unternehmen doch ins Fäustchen.
Unser Gesetzentwurf sieht Sanktionen
von bis zu zwei Prozent des Jahresumsat-
zes vor. In dem französischen Fall wären
das mehr als eine Milliarde Dollar, das tut
den Firmen dann schon weh.
SPIEGEL: Ihre Reform wird im Europäi-
schen Rat gebremst, unter anderem von
Deutschland. Warum?
Reding: Ich verstehe den Widerstand nicht.
Die deutschen Datenschutz-Regeln waren
die Blaupause für meine Reform. Ich hätte
mir daher von den Deutschen große Un-
terstützung erwartet, aber die Realität
sieht leider anders aus. Während die Bun-
deskanzlerin bei der Cebit in Hannover
sagt, es müsse die EU-Verordnung geben,
weil Datenschutz national nicht mehr wir-
kungsvoll durchsetzbar sei, blockieren die
deutschen Beamten in der betreffenden
Ratsarbeitsgruppe die Reform. Deutsch-
land muss sich entscheiden, in welcher
Mannschaft es spielen will: gegen seine
eigenen Bürger oder für sie. Ich vertraue
darauf, dass Frau Merkel hier ihre Füh-
rungsstärke einsetzt.
SPIEGEL: Die Bundesregierung argumen-
tiert, Ihre Reform verwässere das hohe
deutsche Datenschutzniveau. 
Reding: Ich habe meine deutschen Kolle-
gen schon vor einem Jahr gebeten, mir
die Teile meiner Reform zu nennen, die
unter das deutsche Datenschutzniveau zu-
rückfallen. Bis heute habe ich keine Ant-
wort erhalten. Stattdessen lese ich in der
Zeitung, dass deutsche Einwohnermelde-
ämter Daten der Bürger an die Privatwirt-
schaft verkaufen, und zwar im Einklang
mit deutschem Recht. So etwas wäre mit
meiner Verordnung nicht möglich.
INTERVIEW: CHRISTOPH PAULY, CHRISTOPH SCHULT
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EU-Kommissarin Reding 
„Europa ist keine Kolonie“ 


